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E n t h r u r f

Der

. cösetzr. nit den Bestinmungen ium Echutz vor BeeiDträcbtigunger ales
öitlicben cemeinscbaf,tslebens erlassea werilen. und das ceseta, mit
dlen der Bunalespoliieitlirektl.on tciea alie Mitwlrkung aa der Vollzie-
hung bestirn'lte oitspolizeilicber Verordnungen äbertragen wiril,
geänalerb wirdl (Wiener tandles-gic-herheitsgesetz - MJSG) .

Wiener Landtag hat beschlossen:

Präanbel

ZieI dieses cesetzes ist es, unter vorrangiger ninbindun! der
vietfältigen HilfesteLlungen und Einrichtungen ini sdzj.alen Bereich,

welche die Geneinschaft dem Menschen anbietet, Beeinträchtigungen
des örtlichen cemeinschaftslebens wirksam, und rasch entgegentreten

zu können.

,.T::::,:.
. Anstandsverietzung und Lärnerregung

S  1 .  ( 1 )  W e r
1. den öffentl ichen Anstand verletzt oder
2.. üngebührlicherweise störenden Lärm erregt, .
begeht eine verwaltungsübertretung unä ist nit Getdstrafe

' 
bj.s zu 10 . ooo s, in Fall der .uneinbringlichkeit rirLt einer
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu einer l{oche zu bestraien.

(2) zun Zweck der Abstellung oder zur Verneidung einer drohenden
.Fortsetzung ungebührlichen störenden Lärms köinen organe

des. öffentlichen Sicherheitsdienstes die Gegenstände, roit
denen der Lärn erregt wird,. sicherstelLen oder, sofern

dies wegen der Beschaffenheit des cegenstandes oder aus
. anderen cründen nicht rnöglich ist, in geeignetdr Weise

außer Betrieb setzen.



(3) Sichergestellte- Sachen sind auf Verlangen auszufolgen
1. dem auf frischer Tat Betretenen, sobald die Lärnerreg"ung
iricht nehr wiederholt werden kann, oder-
2. denjenigen, d.er Eigenturn. oder rechtmäßigen Besitz an der
sache nachsreist, sofern die Get ähr besteht, daß rnit diesen

. . 
Sachen die Lärrnerregung nicht wiederholt wird.

(4) solqnge die Sachen noch nicht der Behörde übergeben sind,
kann der auf frischer Tat Betretene das Verlangen (Abs. 3)
an jene Organe äes öffentlichen Sicherheitsdienstes rich-
ten, r^relche. die Sachen verwahren.

(5) Wird ein Verlangen (Abs. 3) nicht binnen sechs Monaten .

gestellt oder unterläßt es der innerhalb dieser Zeit nach-
weisl ich hiezu aufgeforderte Berechtigte (Abs. 3 Z 1 oder

. 2) ,  die Sachen von der Behörde aüzuholen, so gelten sie
als verfal len. 

' In 
diesern Fa1l sind die sichergestel l ten

Sachen zu verwerten oder, falts dies nicht möglich oder
nicht. zulässig ist,  zu vernichten. Ein al1enfal ls erzielter

' Erlös ist.dem Eigentürner, wenn er dies binnen drei Jahren
nach Eintr i t t  des yerfaLts verlangt, auszufolgen.

:

(6) Weitergehende oder anderslautende landesgesetzliche Vor-.
schriften betreffend Lärmerregung bleiben unberührt.

2. Abschnitt

Bettelei

S 2. (1) Wer an einem öffentlichen ort in aufdringlicher oder
aggressiver Weise 

.oder
(2') a1s. Beteiligter an einer organisierten Gruppe um Geld

oder geldwerte Sachen bettelt, begeht eine 
'verwaltungs-

übertretung und j.st mit celdstrafe bis zu 1o.ooo S,

.. in Fall der Uneinbringlichkeit rnit einer Ersatzfrei-
heitsstrafe bis zu einer Woche zu bestrafen.



(2) ceLd und geldwerte Sachen, die durch. eine Velwaltungsüber_
' tretung. nach Abs. 1 erworben worden sind, können für

verfallen erklärt srerden.

(3) Eine VerwaLtungsübertretung liegt nicht vor, lrenn eine Tat

. genäß Abs. 1 den Tatbestand einer. in die Zuständig-
keit der cerichte fallenden strafbaren Handlung bitdet
oder genäß S I des cesetzes betreffend dle Regelung öffent-
Licher Sammlungen, LGBI. für l{ ien Nr. t6lLg46; in der
Fassurig des GeSetzes LGBI. für. Wien Nr. 3/1970 zu bestrafen.
i s t .

3. Abschnitt

. Unfugabl{rehr

S 3. (1) Organe des. öff ,entl ichen Sicherheitsdienstes können petso-
nen, die an öffentlichen orten andere personen

f. in trnzunutbarer l{eise be1ästigen oder
2. am widmungsgemäßen cebrauch von öffentlichen Einrich-
tungen nachhattif h j.ndern,

anweisen, ihr Verhalten-. einzustellen oder, wenn dies
nicht tunlich ist, den Ort zu verlassen.

, (2) Eine unzumutbare BeLästigung irn Sinne des Abs. 1
Z 1 l iegt auch dann.vor, wenn das Verhalten geeignet
ist, bäi anderen personen durch unnlttelbare !{ahr-

. nehinung berechtigten Anstoß zu erregen, und $enn es
entvreder nicht bloß kurze Zeit aufrechterhalten oder
in einern von Verursacher offenbar nicht nehr kon-
trollierbaren Rauschzusiand gesetzt wird.

(3) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes können
Personen, die elner AnweLsung genäß Abs. 1 trotz

. Abmahnung nicht befoLgen, durch .unnittelbaire Zwangs-



anwendung von ort des ceschebens wegrreisen. Hiebei
ist nit rnöglichster Schonung der Rechte und schutz-
würdigen Interessen der person vorzugehen. Bei
Personen, die offensichtlich zur Wahrnehmung diner
Anweisung bzlr. Abmahnung nicht fähig sind, entfallen
diese Voraussetzungen vor einer solchen WegweS.sung.

4. Abschnitt

Informations- und Verständigungspf lichten

S 4.. .  organe des öffentl ichen Sicherheitsdienstes haben
insbesondere bei Aratshandlungen nach dern 2. oder 3.
Abschnitt .  solche Personen, die offensichtl ich .der Hil fe
der Gemeinschaft bedürfen, über die irn Binzelfall in Frage
kommenden Einrichtungen irn sozialen Bereich zu informieren
und den Magistrat hievon zu verständigen.

5. Abschnitt

' Eigener Wirkungspereich und Behörde

S 5. (1) Die cemeinde hat nit elr=rruhrn" des Verarattungsstrafverfah-
. rens ihre in diesem cesetz geregälten Aufgaben im eigenen

. Wirkungsbereich zu besorgen

(2) Die Durchführung von Verr,raltungsstrafverf ahren nach dem
. 1. und 2. Abschnj.tt wird der Bundespolizeidirektion wien

ali Behörde ärster fnstanz übertragen.

(3) Für die Dauer der Geltung der verordnung der Wiener t andes-
. regierung voir 16. Apri l  1968, LGBI. für.wien Nr. 27, nri t

der die Besorgiung deri Angelegenheiten der örtlichen siöher-
. heitspolliei und der Sitt,lichkeitspolizei auf die Bundespo-

lizeidirektion Wien tibertragen wird, ist diese die in
ersler Instanz ftir Maßnahmen nach den 1. bis 3. Abschnitt
zuständige Behörde.



, Artifef ff,

Das cesetz von 28. Februar 1986, rnit dem der Bundespolizeidirektion.
vtien die Mitwirkung an der Vollziehung bestirnrnter ortspolizeilicher

. Verordnungen tibertragen wird, LGBI. für Wien Nr. 19, lrird hrie .
folgt geändert:

1. fn S.1 Z 3 ist das letzte Wort duich einen Beistr ich und
in Z 4 der Punkt durch das Wort rrundrt zu ersetzän

2. Nach S 1 z 4 ist folgende z 5 anzuft igen:
rr5. die An$rendung unnittelbarer Zsrangsgewalt ln Sinne des
S 5O S icherhe i tspo l i ze igesetz ,  BGB} .Nr .  566/1991. r r

Ar t i ke l ' I I I
' '| 

schlußbestimrnungen

Dieses Gesetz tritt nit in Kraft. Mit dern
Inkrafttreten dieses Gesetzes tr i t t  Art.  VIII  EGVG 1950;
BGBI.Nr. !72,. in der Fassung des .Bundesgesetzes BGB1.Nr. Z3ZlLg77 |
soweit er als Wiener Landesgesetz in Geltung steht, ,außer Kraft..



r b l a t t

iroblem: Bereits in Jahre 1980 wurde der Entwurf eines l{iener Lan-

des-Polizeigesetzes dem externen Begutachtungsverfahren
. unterzogen. In der Fo1ge vrurden Teilbereiche dieser unfang-

reichen Materie aus dem Entvrurf herausqelöst und schritt-

weise in Kraft gesetzt. So wurde die Prostitution und das

wilde Karnpieren gesondert geregelt (vliener Prostitutionsge-
. setz und Kampierverordnunq 1985), die Tierhaltung in das

I,Iiener Tierschutz- und Tierhattegesetz eingebunden und zum

schutz der persönlichen Ehre und zur Regelung der Ehren

kränkung ein eigenes l-,andesgesetz geschaffen. . Nunnehr sol-

len die verbleibenden Teile des seinerzeitigen Entwurfes
' unter einem neuen Titel zu einern ttlandes-sicherheitsgesetzrl

zusamrnengefaßt werden (Anstandsverletzung, Lärrnerregung,

Bettelei und Unfugabr,rehr) . fin tilii.gen htar auch die Mitwir-

kung der .organe des öffentlichen Sictrerheitsdienstes durch

Anstendung unnittelbarer Zvtangsgewalt (S 50 Sicherheitspoli-

zeigesetz) irn Zusarnrnenhang nit der der Bundespolizeidirek-
t-ion Wien übertragTenen Vollziehung bestirnrnter ortspolizei-
'licher verordnungen zu normieren.

Dabei soll allerdings blsondere Rücksicht darauf genörnrnen

srerd.en, daß Strafe in vielen FäIlen kräinen tatsächlichen

Ansatz zur Lösungf bestehender symptorne darstellt. Polizei-

Iiche Maßnahrnen können und dürfen niclrt als Mittel ftir die

Lösung sözialer Problene benutzt $rerden. Über die Mög1ich-

keiten der Polizei würde in vielen Fä3.,1en ein falsche

Eindruck erweckt lterden. Ein verlust des gesellschaftlich

notwendigen Stellenvrerts der .Polizei wäre zu ervrerten. Bei

. konkreten Einzelfäl1en ist oftrnals eine sinquläre pol izei-

liche Intervention nicht zr,,teck4äßig. Durch geeignete Aus-

.  b i ldungsmaßnahnen is tH i l fe le is tungundGefahrenabvrehr
durch die Exekutive weiterhin sicherzustellen. Ein ausrei-

chendes Angebot an alternativen Möglichkeiten ist j edoch

vorzusehen. I{ien hat ein vitales Interesser daß die Viel-

zahl an (präventiven) Einrichtungen in sozialen Bereich
' noch intensiver zur Lösung'auftretender Probleme in engstär

Zusammenarbeit rnit dei Exekutive ohne steigerung des büro-

kratischen Aufltandes genutzt $rerden. Ilunane Lösungskonpe-

tenz soll hiebei im Vordergrund aller zielsetzungen stehen.



Zie I : schaffung landesjesetzlicher Bestirnmungen, durch die der
als .Landesgesetz in celtung stehende Art.  VIff  (1. und 2.
FatI) EGVG 1950 aufgehoben wird (Anstandsverletzung und
Lärmerregung), und andere geeinträclitiguhgen des örtlichen_
Geneinschaftslebens im Sinne o.a. Problendarstellung unter-
'bunden 

werden (Bettetei und Unfugab$rehr).

Lösung: Nonnierung von Verwaltungsstraftatbeständen, wobei in Be-
reich der l-,ärnerregung sowie der Unfugabwehr den organen
des öff.entlichen Sicherheitsdienstes in Zusammenarbeit mit
sozialen Inatitutionen spezielle Befugnisse eingeräumt
Irerden .

Alternativen: Weitergeltung des Art. VIII EGVG 1950 (Anstandsverlet-
zung und. Lärmerregung) und binsichtlich der übrigen vorge-
sehenen Bestimmungen Beiassung des sanktionslosen Zustan-
des .

Da Anstandsverletzungen und L,ärnerregungen nit.ca. 5OO
Berufungsfä}len. irn Jahr auch weiterhin das cros darstellen
werd,en, ist nur ein unbedeutqnder .Kostenzu$rachs zu ergrar-
ten.

Kosten:



t Erläuternde Benerkungen

I. Allgerneiner Teil

Auf Grund der Kompetenzbestinmungen des B-VG sind die Länder in
cesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich bestimmter Rechtsvor-
schriften zuständig, . wdlche zur Sicherung eines geordneten ZusamrTren-
lebens von Menschen erforderlich sind. Der vorliegende Entwurf
unternimnt den Versuch, die in Wien a1s Landesrecht in celtung
stehenden ehernäligen bundesgesetz lichen Bestimrnungen (Lännerregung

' 
und Anstandsverletzung gernäß Art. VIfI EGVG 1950) sowie derzeit
fehlende Nornen in einem trWiener Landes-Sicherheitsgesetzrr zusam-
menzufassen. Gegenüber dern seinerzeitigen Entwurf eines Viiener IJan-
des-Polizeigesetzes wurden die bereits gesondert geregelten Bestirn-
mungen über (wildes) Kanpieren, liber Ehrenkränkungeri und tiber die'
Prosti tut ion sowie. über die in das Tierschutz- und Tierhaltegesetz
eingebundene Tierhaltung herausgenonnen, Aristelle der laut Er-
kenntnis des' Verfassungsgerichtshofes vom 11. Dezember 1986,
C 5-6/86-20, keine Angelegenheit der örtlichen Sicherheitspolizei
darstellenden Landstreicherei wird der Tatbestand där Unfugabwehr
aufgenorunen: Irn übrigen war auch die Mitwirkung der Organe des
öffentlichen Sicherheitsdienstes durch Arurendung unrnJ.ttelbarer
Zvtangsgelta1t (S 50 Sicherheitspolizeigesetz ) irn Zusannenhang mit der
der Bundespolizeidirektion llien tibertragenen Vollziehung bestimmter
ortspolizeilicher Verordnungen zu .norrnieren.

fI .  Besonderer Tei l

Zu Art ikel I  1. Abschnitt  (S 1):

Die Unschreibung des Tatbestandes der Anstandsverletzung und der
Lärmerreiung entspricht den geltenden Art. VIII 1. und 2. Fall
EGVG 1950. Danit wird die von den vollziehenden Behörden gewünschte
Reihtskontinuität ger"ahrt. was die gesetzllch vorgesehene celd-
höchststrafe betrifft, so wurde diese in übereinstirnnund rnit S fOe
Aps. 2. i lStv aut 1O.OOo S angehoben, un einen Gleichklang nit  der
Straf, obergrenze bei Übertretungen von ortspolizeiLichen Verord-
nungen herzustellen. fn Hinblick auf den fäterkrdis wurde dle Mög-
lichkeit der Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe beibehalten,
wobei aber rnit einer solchen von höchstens einer Vtoche das Auslangen
gefunden nerden kann.



t

rErgänzend wurde die Möglichkeit der UnterUindung von
Lärn durch Sicherstellung bz$r. Außerbetrlebsetzung der LärrnquelJ.e,
z.B. durch Abschalten der Stronzufuhr bei einer AlarnanLage, ge-
schaffen.

Die weitere Vorgang,sweise beztlglich der sichergestellten Sachen
v/urde den S 81 Sicherheitspolizeigesetz nachgebildet.

zu Art ikel I  2. Abschnitt  (S 2):

Als Bettelei so1I - einen aktuellen Bedürfnis entsprechend - das
rnitunter eine empfindliche Belästigung der BevöIkerung darstellende
tf aggreqsivetr Betteln an öf fentl ichen Orten (2.8, . in Kirchen) und.
die rrorganisiertetr Bettelei von Banden bestraft $rerden. Der fallweise
zu beobachtenden Bettelei durch Kinder wird ln verstärktem Maße unter
Anwändung der den Jugendschutz rege,lnden Bestimnungen entgegenge-
wirkt werden rnüssen.

Zu Ar t i ke l  I  3 .  Abschn i t t  (g  3 ) :

Anstelle der in den Konpetenzbereich des Bundesgesetzgebers fallen-
den Bestimnungen über Landstreicherei werden soLche tiber die soge-
nannte Unfugabvrehr aufgenommen. Es soLI die Möglichkeit bestehen -

.noch bevor es überhaupt zu einem*unter Strafsanktion gestellten
Verhalten komrnt - solche Personen, die an öffentlichen Orten
andere Personen betästigen oder öffentliche Einrichtungen widrnungs-
widrig gebrauchen (2.8. Telefonzel len) anzuweisen, das Verhaiten
einzustel-Len bzhr. den Ort zu verlassen. Wird eine solche Anweisung
trotz Abmahnung nicht befolgt., können solche personen auch vom Ort
des ceschehens unter Zwangsa trendung weggewiesen werden. Dabei wird
sehr sorgfältig zu beachten sein, daß diese Maßnahne keine Festneh-
mung. darstellt.

Zu Art ikel I  4. Abschnitt  (g a;3

Nach diesem Abschnitt hrerden die Organe des öffähtlichen Sicher-
heitsdldnstes ftir eine gezielte Informat,ion der offensichtllch der
so2ialen Dienste bedtirftigen personen zu sorgen und den Magistrat
'Lievon zu. verständigen haben.



f  r r

' ; '  
r zu  Ar t i ke l  I4 .  Abschn i t t  (g  5 ;3

Dieser Abschnitt' enthält cire gestirnnungeri tiber den ergenen grir-
kungsbereich der 'Gemeinde und die Behördenzuständigk.ia"rr, 

' 
wobei

insbesöndere auf die erstinstanzriche verrraltunglstrafkompetenä der
Bundesporizeidirektion wien und die tibertragung der Angeregenheiten
der örtlichen sicherheitsporizei und: der sittrichkeitspolizei. auf ,
diese Behörde durch verordnung der wiener rJandesregierung ningevr:i"-
sen wird.

zu Ar t .  I r :

Durch diese Änderung des cesetzes, rnit dern der Bundespolizeidirek-
tion wien die Mitwirkung an der vorlziehung bestinrnter ortsporizei-
richer värordnungen übertragen wird, wird der umfang aer uii,wirkung
der organe des öffentli.chen sicherheitsdienstes an der volrziehung
bestinrnter ortspolizeir icher verordnungen um die Ansrendung unrnittel-
barer zwangsgewart irn sinne des g 50 sicherheitspolizeigesetz
erweitert.

zu Ar t .  I r r :

unter der überschrift rrschrußbestinmungenr'erden das rnkrafttreten
des Gesetzes und das Außerkrafttreten des äurch die Bundes-verfas-
sungsgesetz-Novelle 1924, BGBT.NE. 444, als Landesgesetz gertenden
Art. VIII  EGVG 1950 angeordnet.


